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Während viele Staaten  
Vermögenssteuern ab-
schaffen, hat Norwegen 

sie sogar erhöht. Zu einer Steuer-
flucht hat das nicht geführt. Einzelne 
sehr vermögende Personen haben 
das Land verlassen, doch von einer 
breiten Abwanderung kann keine 
Rede sein. Die Einnahmen sind jeden-
falls gestiegen.

Wie die Steuer berechnet wird 
Jedes Jahr wird das gesamte Netto-
vermögen einer Person erfasst. Aus-
gangspunkt ist eine umfassende 
Vermögensaufstellung: Dazu zählen 
Bankguthaben, Aktien, Fonds, Immo-
bilien und Unternehmensanteile. Von 
diesem Gesamtwert werden Schul-
den abgezogen. Viele Daten werden 
dabei automatisch gemeldet, etwa 
von Banken oder Wertpapierdepots. 
Steuerpflichtige müssen ihre Anga-
ben ergänzen oder korrigieren. 

Erst ab einem bestimmten Schwel-
lenwert fällt Steuer an. Dieser Frei-
betrag liegt derzeit bei rund 1,9 Mil-

lionen norwegischen Kronen (das 
entspricht etwa 170.000 Euro). Liegt 
das Vermögen darüber, wird nur der 
Betrag oberhalb dieses Freibetrags 
besteuert. Der Steuersatz ist ver-
gleichsweise niedrig und bewegt sich 
knapp über einem Prozent. Nicht alles 
wird zum vollen Marktwert angesetzt. 
Selbstgenutzte Immobilien werden 
beispielsweise nur zu einem Teil ihres 
Wertes berücksichtigt. Die Steuer 
wird jährlich erhoben. Das bedeutet, 
dass nicht nur einmalige Gewinne be-
steuert werden, sondern bestehende 
Vermögen laufend einen Beitrag leis-
ten. 

„Insgesamt steht die Vermögens-
steuer in der Bevölkerung gut da.“ 

Roger Bjørnstad 
Chefökonom des norwegischen 

Gewerkschaftsbunds

Warum das Modell funktioniert
Nach Erhöhung der Steuer sind die 
Einnahmen deutlich gestiegen. Der 
Staat nimmt mehr ein und kann damit 
öffentliche Leistungen finanzieren. 

Gleichzeitig bleibt die wirtschaftliche 
Dynamik erhalten. Es geht nicht dar-
um, Reichtum zu verhindern, sondern 
darum, sehr große Vermögen stärker 
in die Finanzierung des Gemeinwe-
sens einzubeziehen.

Die Akzeptanz der Vermögenssteuer 
in der Bevölkerung ist hoch: Roger 
Bjørnstad, Chefökonom des norwegi-
schen Gewerkschaftsbunds formuliert 
es so: „Insgesamt steht die Vermö-
genssteuer in der Bevölkerung also 
gut da, auch wenn es Punkte gibt, bei 
denen wir als Gewerkschaft Anpas-
sungen sinnvoll finden würden.“ 

Was man daraus lernen kann
Das Modell lässt sich nicht eins zu 
eins übertragen, liefert aber wichtige 
Erkenntnisse: Eine Vermögenssteuer 
kann Einnahmen steigern, ohne die 
wirtschaftliche Stabilität zu gefähr-
den. Und sie kann dazu beitragen, die 
wachsende Ungleichheit zu begren-
zen.

Lucia Bauer 

In Norwegen gibt es seit 130 Jahren eine Vermögenssteuer, die auch in der  
Bevölkerung breite Zustimmung findet.

Ein Modell gegen  
Ungleichheit
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In Norwegen führt die Vermögenssteuer 
zu mehr Einnahmen, ohne die wirtschaft-
liche Stabilität zu gefährden.
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KOMPETENZ: Wie viel Urlaub 
steht mir zu?
Michael Gogola: Grundsätzlich ha-
ben Arbeitnehmer:innen Anspruch 
auf fünf Wochen Urlaub pro Arbeits-
jahr. Das entspricht bei einer 5-Ta-
ge-Woche 25 Urlaubstagen. Werk-
tags gerechnet sind es 30 Tage, 
weil im Gesetz auch der Samstag 
mitgezählt wird. Nach Vollendung 
von 25 Dienstjahren erhöht sich der 
Anspruch auf sechs Wochen Urlaub. 
Unter bestimmten Voraussetzungen 
können frühere Zeiten angerechnet 
werden. 

Was gilt bei einem neuen Job?
In den ersten sechs Monaten des 
ersten Arbeitsjahres entsteht Urlaub 
aliquot, also anteilig. Danach steht 
der volle Jahresurlaub zu. Ab dem 
zweiten Arbeitsjahr gibt es den ge-
samten Urlaubsanspruch bereits mit 
Beginn des Arbeitsjahres. 

Mit wem muss ich meinen 
Urlaub abstimmen – und bis 
wann?
Urlaub muss immer zwischen Arbeit-
nehmer:in und Arbeitgeber vereinbart 
werden. Einseitig Urlaub nehmen ist 
grundsätzlich nicht möglich. Gesetz-
liche Fristen gibt es dafür nicht, im 
Betrieb können aber interne Abläufe 
bestehen.

Wichtig ist: Arbeitgeber können  
Urlaub nicht einseitig anordnen. Sie 
können Wünsche äußern – etwa bei 
hohem Resturlaub zum Jahresende –, 
verpflichten dürfen sie Beschäftigte 
dazu aber nicht.

Kann mir vorgeschrieben wer-
den, nur tageweise Urlaub zu 
nehmen?
Nein. Das Urlaubsgesetz sieht grund-
sätzlich vor, dass Urlaub in zwei Teilen 
konsumiert werden soll, wobei ein Teil 
mindestens eine Woche dauern soll. 
Kürzere Urlaube sind möglich, aber 
nicht gegen den Willen der Beschäf-
tigten erzwingbar.

Kann mich mein Arbeitgeber 
aus dem Urlaub zurückholen?
Nur in absoluten Ausnahmefällen, 
etwa bei einem schwerwiegenden 
betrieblichen Notstand. Dann müssen 
entstehende Kosten ersetzt werden, 
und nicht konsumierte Urlaubstage 
bleiben erhalten. 

Was passiert, wenn ich im 
Urlaub krank werde?
Wer im Urlaub erkrankt und min-
destens drei Kalendertage krank 
ist, verliert ab dem dritten Tag keine 
Urlaubstage mehr – vorausgesetzt, 
die Erkrankung wird unverzüglich ge-
meldet und ärztlich bestätigt. Auch 

beim Urlaub im Ausland gilt ebenfalls: 
Arbeitgeber informieren und Bestäti-
gung besorgen. 
 
Was passiert, wenn ich meinen 
Rückflug verpasse oder er 
gestrichen wird?
Wenn man ohne eigenes Verschulden 
nicht rechtzeitig zurückreisen kann, 
gilt das in der Regel als Dienstverhin-
derung. Dafür werden normalerweise 
keine zusätzlichen Urlaubstage ver-
braucht. Wichtig ist, den Arbeitgeber 
sofort zu informieren. 

Verfallen offene Urlaubstage 
am Jahresende? 
Nein, nicht automatisch. Dazu müss-
te man drei Jahre lang keinen Urlaub 
verbrauchen. Wer also Resturlaub hat, 
verliert ihn nicht sofort mit Jahres-
wechsel. 

Habe ich Anspruch auf 
Urlaubsgeld? 
Nur, wenn man einem Kollektivvertrag 
unterliegt. Denn darin ist das Urlaubs-
geld geregelt – getrennt vom norma-
len Entgelt während des Urlaubs.    

 
Interview: Tizian Rupp

Michael Gogola leitet die Bundesrechts-
abteilung der Gewerkschaft GPA.

Im Urlaub  
den Rückflug  
verpasst?
Worauf Arbeitnehmer:innen achten sollten, welche 
Rechte sie haben und was Arbeitgeber nicht einfach  
bestimmen dürfen.
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Ohne Arbeit keine 
Demokratie 
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KOMPETENZ: Welche Bedeutung hat der 
Arbeitsplatz für unsere Demokratie?
Klaus Dörre: Demokratietheorien zeichnen sich oft da-
durch aus, dass sie die Arbeitswelt ausblenden. Das ist 
aber völlig falsch. Denn dadurch wird übersehen, dass die 
Qualität von Arbeitsverhältnissen mitentscheidend dafür 
ist, ob und wie Demokratie gelebt werden kann.

In öffentlichen Debatten heißt es oft, junge Men-
schen wollten nicht mehr arbeiten. Sehen Sie im 
Verhalten dieser Generation aber auch ein Stre-
ben nach mehr Mitbestimmung?
Oft wird der Generation Z zugeschrieben, nicht arbeitswil-
lig oder inkompetent zu sein. Wenn man aber genauer hin-
schaut, stecken dahinter qualitative Ansprüche an Arbeit 
und Leben, die aus meiner Sicht für Gewerkschaften, ge-
werkschaftliche Politik, Solidarität und Mitbestimmung un-
geheuer wichtig sind.

Etwa der Anspruch, nicht das ganze Leben der Erwerbs-
arbeit unterzuordnen. Dahinter steht die Erkenntnis, 

dass es eben außerhalb der Erwerbsarbeit noch an-
dere Tätigkeiten gibt. Zum Beispiel die Arbeit an der 
Demokratie oder Care-Arbeit. Das halte ich für einen 
wichtigen Ansatzpunkt für gewerkschaftliche Solidari-
tät. Deshalb sollte man, bevor man vorschnell Urtei-
le über diese Generation fällt, genauer hinschauen. 

„Die Qualität von Arbeitsverhältnissen ist mitentschei-
dend, ob und wie Demokratie gelebt werden kann.“ 

Klaus Dörre  
Soziologe, Friedrich-Schiller Universität Jena

Was passiert mit Demokratie am Arbeitsplatz, 
wenn Arbeit prekärer wird? 
Prekäre Arbeit bedeutet in der Konsequenz, dass es für 
diejenigen, die in solchen Verhältnissen arbeiten, Demo-
kratie faktisch nicht gibt. Gerade in der als besonders mo-
dern geltenden IT-Wirtschaft lässt sich das gut beobachten.
Hinter der künstlichen Intelligenz stecken, wenn man so 
will, digitale Tagelöhner, die unter prekären Bedingungen 
und für sehr wenig Geld die Algorithmen trainieren. Das ist 

Warum Mitbestimmung im Betrieb entscheidend für unsere Gesellschaft ist – und warum 
Zukunftsängste rechten Kräften nützen. Der Soziologe Klaus Dörre im Interview.

Klaus Dörre bei einer Betriebsrät:innen-
Konferenz der GPA. Er ist Professor für Arbeits-, 
Industrie-und Wirtschaftssoziologie an der 
Friedrich-Schiller Universität Jena.
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eigentlich ein Rückfall in die Zeit des Frühkapitalismus – 
hier entstehen komplett unregulierte Arbeitsverhältnisse.

Reichen informelle Beteiligungsformen in mo-
dernen Unternehmen aus?  
Oft verbirgt sich dahinter eine Scheindemokratie. Seitens 
der Unternehmensleitung wird dann behauptet, man brau-
che gar keinen Betriebsrat. Man könne in solchen „agilen“ 
Unternehmen ja das Intranet benutzen, um Abstimmungen 
direktdemokratisch durchzuführen.

Wenn die Belegschaft altert oder Beschäftigte ihre Arbeits-
zeit begrenzen wollen – etwa um für ihre Kinder zu sorgen 
–, zeigen sich aber schnell die Grenzen solcher Modelle. 
Ebenso bei der Forderung nach mehr Transparenz bei der 
Entlohnung, die in solchen Unternehmen auch oft nicht da 
ist. Dann merkt man, dass hochmoderne Techworker:innen 
zu den Basics gewerkschaftlicher Interessenvertretung 
zurückkehren und Demokratie überhaupt erst erkämpfen 
müssen. 

„Hinter der künstlichen Intelligenz stecken, wenn man so 
will, digitale Tagelöhner, die unter prekären Bedingungen 

und für sehr wenig Geld die Algorithmen trainieren. “ 
Klaus Dörre  

Soziologe, Friedrich-Schiller Universität Jena

Wir haben das in einem Unternehmen beobachtet: Da 
funktionierte dieses Modell der informellen Beteiligung so 
lange, bis die Geschäftsführung Vorschläge gemacht hat, 
die von der Belegschaft allesamt abgelehnt wurden. Dar-
aufhin hat der Geschäftsführer gesagt, dass er künftig alles 
selbst entscheiden werde. Das führte unmittelbar zu einer 
Betriebsratsinitiative. 

Welche Rolle spielen Zukunftsängste und Trans-
formation, wenn es um Demokratie geht? 
Eine Angst, die sich sehr stark beobachten lässt, ist jene 
vor dem Statusverlust. Dabei geht es zunächst gar nicht 
um die Angst vor Arbeitslosigkeit, sondern um die Sor-
ge: „Ich kann beruflich nicht mehr über das hinauskom-
men, was ich bisher erreicht habe. Und jetzt gefährdet die  
Transformation meinen Arbeitsplatz  und damit vieles, was 
ich bisher erreicht habe.“ Das ist ein Antreiber eines rech-
ten Autoritarismus.

Wie kann man diesem Gefühl von Kontrollverlust 
begegnen?
Was wir feststellen ist, dass diejenigen, die sich skeptisch 
zur Transformation unserer Wirtschaft verhalten, vor allem 
beklagen, dass ihr Fachwissen überhaupt nicht gefragt 

wird. Sie erleben Klimapolitik als etwas, das von oben ad-
ministriert wird. Sie selbst werden nicht gefragt. Hier gibt 
es mehrere Anknüpfungspunkte. Der erste ist, dass man 
dieses Fachwissen ernstnehmen muss. Man muss Vor-
schläge, die bottom-up aus der Belegschaft kommen, nicht 
nur aufgreifen, sondern sie regelrecht stimulieren.

Was bedeutet das für Betriebsräte und Gewerk-
schaften?
Gewerkschaften und Betriebsrät:innen müssen gegenüber 
ihren eigenen Belegschaften kommunikationsfähig blei-
ben. Dazu ist eine direkte Kommunikation auf Augenhöhe 
wichtig, bei der man dem Gegenüber nicht gleich ein fer-
tiges Weltbild überstülpt. Man muss Gespräche so führen, 
dass die andere Person sich als gleichberechtigt erlebt – 
das bedeutet auch, sich Dinge anzuhören, die einem nicht 
unbedingt gefallen.

Kann Demokratie im Betrieb auch politisch  
etwas verändern?
Eine queere Betriebsrätin in Deutschland hat tatsächlich 
andere Kolleg:innen, die zur AfD tendierten, überzeugt, 
nicht die AfD zu wählen. Wie ihr das gelingt? Sie beginnt 
das Gespräch mit der Frage: „Magst du mich?“ Und ja, sie 
wird von allen im Betrieb gemocht. Dann erklärt sie im 
nächsten Schritt, was die AfD mit queeren Menschen – wie 
ihr – machen würde. 

Danach stellt sie wieder die Frage: Magst du mich wirk-
lich? Dann kannst du die AfD nicht wählen – damit ist sie 
erfolgreich. Das ist kein Einzelfall. Wir beobachten solche 
Phänomene immer wieder, etwa bei Betriebsrät:innen in 
Südwestsachsen. 

Was braucht es, damit Gewerkschaften stärker 
als demokratische Kraft erlebt werden?
Was wir brauchen ist eine Auseinandersetzung entlang 
der Sachthemen, von Migration bis E-Mobilität. Und da 
brauchen wir Information, Information, Information. Bil-
dungsarbeit ist dabei ganz essenziell. 

Denn es geht nicht nur um materielle Erfolge, sondern es 
geht um Haltung, Anerkennung und Stolz. Viele haben ei-
nen Hunger nach Sinn. Sie wollen sich für etwas einsetzen. 
Denn auch, wenn man nicht erfolgreich ist, kann man sich 
dann sicher sein: „Wir haben es versucht“. Und das stiftet 
Sinn. 
 

Interview: Silvia Czech und Tizian Rupp



24 THEMA

Unter Viktor Orbán wurde die Luft für ungarische Gewerkschaften stetig dünner.  
Was haben Arbeitnehmer:innen vom neuen Ministerpräsidenten Péter Magyar zu  
erwarten?

Seit Anfang der 2000er bauten 
Viktor Orbán und seine Partei 
Fidesz den ungarischen Staat 

nach ihren illiberalen Vorstellungen 
um. Sie brachten Medien und Justiz 
unter ihre Kontrolle und besetzten die 
wichtigsten Positionen in Politik und 
Wirtschaft mit loyalen Personen. Sie 
schränkten die Rechte von Minder-
heiten ein, beschnitten die Meinungs-
freiheit, bauten das Wahlsystem zu 
ihren Gunsten um und wirtschafteten 
währenddessen eifrig in die eigene 
Tasche.

Überraschend deutlicher  
Wahlsieg 
Dass Péter Magyar die ungarische 
Parlamentswahl vom 12. April 2026 

gewonnen hat – noch dazu mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit – vermochten 
selbst viele seiner überzeugtesten 
Anhänger:innen bis zum Wahlschluss 
nicht zu glauben. Zu groß war die 
Angst, Orbán könnte die Wahl mit 
irgendeinem fingierten Grund doch 
noch für ungültig erklären oder sogar 
zu seinen Gunsten manipulieren. 

„Betriebsräte und Gewerk-
schaften wurden während der 
Orbán-Jahre vermehrt zur Ziel-

scheibe von Schikanen.“ 
Laura Šukarov-Eischer  

Abteilung Europa, Konzerne und  
internationale Beziehungen der GPA

Zweifellos: Der Sieg Magyars und 

der Sturz des Orbán-Regimes geben 
Grund zur Hoffnung. Auch für die 
ungarische Gewerkschaftsbewegung 
bedeutet der Sieg Magyars und sei-
ner Partei TISZA ein Aufatmen. 

Doch Ex-Ministerpräsident Orbán 
hinterlässt einen Staat, der vor allem 
entsprechend der Interessen des Ka-
pitals umgebaut wurde – und Magyar 
ist bisher kaum mit arbeitnehmer:in-
nenfreundlichen Positionen aufgefal-
len.

Zuerst schikaniert, 
dann ignoriert�
„Seit Orbáns Machtübernahme waren 
ungarische Gewerkschaften in einer 
sehr schwierigen Position – die sich 
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Gewerkschaftliche 
Perspektiven nach Orbán

Tausende Menschen haben im April 
2026 den Wahlsieg von Péter Magyar 
und die Niederlage von Viktor Orbán ge-
feiert. Für die ungarischen Gewerkschaf-
ten ist die neue Regierung aber bisher 
kaum einzuschätzen. 
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über die Jahre zunehmend verschlim-
merte“, erklärt Laura Šukarov-Eischer, 
Expertin in der Abteilung Europa, 
Konzerne und internationale Bezie-
hungen der GPA. 

Im Zuge der Justizreformen wurden 
die juristischen Hürden für gewerk-
schaftliche Organisation Jahr für Jahr 
höher, die de jure noch bestehenden 
Regelungen hatten vielfach de facto 
keine Wirksamkeit mehr. Betriebsräte 
und Gewerkschaften wurden wäh-
rend der Orbán-Jahre vermehrt zur 
Zielscheibe von Schikanen. Wer wie 
Orbán Staat und Wirtschaft zu seinen 
Gunsten umbauen will, kann keine 
Einmischung von außen dulden. 

Neue Perspektiven für  
die Gewerkschaften? 
Kann die Arbeitnehmer:innenbewe-
gung unter dem neuen Ministerprä-
sidenten wieder mehr Einfluss üben? 
Šukarov-Eischer ist skeptisch: „Die 
Gewerkschaften hatten im Wahlkampf 
ein Forderungsprogramm aufgestellt 
und den Kontakt zu TISZA gesucht – 
sie wurden völlig ignoriert. Das Signal 
war: Wir nehmen euch nicht ernst“. 

Der Jurist und Politiker Magyar war 
selbst langjähriges Mitglied der Or-
bán-Partei Fidesz, ehe er die Partei im 
Frühjahr 2024 verließ und der dama-
ligen Kleinpartei TISZA („Respekt und 
Freiheit“) beitrat. Er gilt gemeinhin als 
konservativ, über seine konkrete ideo-
logische Ausrichtung ist bis dato we-
nig bekannt. Im Wahlkampf setzte Ma-
gyar vor allem darauf, eine besonders 
breite Wähler:innenschaft anzuspre-
chen. Das oberste Ziel: Orbán stürzen. 
Dafür sammelte Magyar Stimmen von 
links bis rechts und hielt sich mit kont-
roversen Aussagen möglichst zurück.  
 
Schwierige Voraussetzungen �  
Auch seine wirtschafts- und beschäf-
tigungspolitische Ausrichtung blieb 
bisher nebulös, auf den ersten Blick 

changieren seine Anliegen zwischen 
progressiv und neoliberal. So fordert 
Magyar eine Steuer von einem Pro-
zent auf Vermögen von über einer 
Milliarde Forint (ca. 2,6 Mio. Euro). 
Gleichzeitig will er an der umstritte-
nen Einheitssteuer festhalten, die die 
Einkommenssteuer bei 15 Prozent 
deckelt. Auch den Körperschafts-
steuersatz (KöSt) von neun Prozent 
will Magyar beibehalten, kein anderer 
Mitgliedsstaat erhebt derart geringe 
Abgaben auf Unternehmensgewinne. 
Zum Vergleich: In Österreich beträgt 
die KöSt 23 Prozent. Magyar wird von 
zahlreichen Unternehmen und Kon-
zernen unterstützt, auch das deutet 
nicht darauf hin, dass er Arbeitneh-
mer:innenrechte zukünftig radikal 
stärken wollen wird. 

„Meine Hoffnung ist, dass Gewerk-
schaften wieder stärker an der 

Basis arbeiten können. Dass die 
Leute an der Basis sagen: Leute, 

wir lassen uns das nicht gefallen.“ 
Laura Šukarov-Eischer  

Abteilung Europa, Konzerne und  
internationale Beziehungen der GPA

Neben TISZA schafften noch Fidesz 
sowie die rechtsextreme Mi Hazánk 
(„Unsere Heimat“) den Einzug die un-
garische Nationalversammlung. Das 
bedeutet: Die ungarische Volksvertre-
tung besteht fortan aus einer konser-
vativen, einer rechtsnationalistischen 
und einer rechtsextremen Partei. 

Für progressive, linke oder libera-
le Bewegungen sind das denkbar 
schwierige Voraussetzungen. Außer-
dem übernimmt der neue Ministerprä-
sident einen Staat, dessen Institutio-
nen in den vergangenen Jahrzehnten 
vor allem an Kapitalinteressen ausge-
richtet wurden. Selbst wenn Magyar 
die Bedingungen für Arbeitnehmer:in-
nen verbessern wollen würde, bedarf 
es hierzu also großer Anstrengungen. 
„Es gibt wenig Grund zur Annahme, 

dass sich zeitnah viel verbessern 
wird“, fasst Šukarov-Eischer zusam-
men. 

Basisarbeit gefragt�  
Potentiale sieht die Expertin in der 
Abteilung für internationale Beziehun-
gen dennoch. Anzunehmen ist, dass 
die Unabhängigkeit von Medien und 
Justiz gestärkt werden wird. Indirekt 
können davon auch Gewerkschaften 
profitieren, etwa indem vehementer 
gegen Union-Busting vorgegangen 
wird. „Meine Hoffnung ist, dass Ge-
werkschaften wieder stärker an der 
Basis arbeiten können. Dass die Leute 
an der Basis sagen: Leute, wir lassen 
uns das nicht gefallen“, so Šukarov-
Eischer. Auf die Parteien im Parlament 
bräuchten sie wohl kaum zu hoffen, 
stattdessen brauche es Druck aus der 
Zivilgesellschaft, aus den Betrieben, 
von der Straße. 

Die EU hielt in der Vergangenheit 
aufgrund rechtsstaatlicher Bedenken 
und der grassierenden Korruption in 
Ungarn Milliarden an Förderungen 
zurück. Geld, das insbesondere ein-
kommensärmere Gruppen dringend 
benötigen könnten. Sollten diese Mit-
tel freigegeben werden, könnte damit 
das marode Gesundheitssystem re-
formiert oder öffentliche Verkehrsmit-
tel ausgebaut werden. 

Regierung als Blackbox
Im Endeffekt ist die neue Regierung 
eine Blackbox. Magyar steht vor der 
Herausforderung, dass er die Inte-
ressen der heterogenen Wähler:in-
nenschaft, die ihm ins Amt geholfen 
hat, irgendwie bedienen muss. Auch 
linke Kräfte und die Gewerkschafts-
bewegung sind Teil dieser Wähler:in-
nenschaft – sie werden sich in den 
kommenden Monaten entsprechend 
Gehör verschaffen müssen. 

Johannes Gress
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Mit dem feierlichen Spatenstich hat 
die WBV-GPA Ende März den Bau-
start für das Wohnbauprojekt ILDE-
FONSO in der Kurbadstraße im 10. 
Wiener Gemeindebezirk gesetzt. 
Auf einer bislang versiegelten Flä-
che entsteht in den kommenden 
Monaten im unmittelbaren Nahbe-
reich der Therme Wien ein Wohn-
quartier, das leistbaren Wohnraum 
mit ökologischer und sozialer Qua-
lität verbindet.

133 geförderte Miet- und Bau-
gruppenwohnungen, darunter 44 
SMARTWohnungen, bilden den 
Kern des Projekts. Darüber hinaus 
wird ein Umfeld geschaffen, das 
über das klassische Wohnen hin-
ausgeht: mit gemeinschaftlich nutz-
baren Flächen, begrünten Freiräu-
men und einer klaren Ausrichtung 
auf ein funktionierendes Miteinan-
der im Alltag. 
 
Entsiegelung und „CO2-Reduk-
tion“ als zentrale Bausteine
Ein wesentliches Ziel des Projekts ist 

die Rückgewinnung von Bodenqua-
lität. Die bestehende Versiegelung 
wird aufgebrochen, der Grünanteil 
deutlich erhöht und damit ein aktiver 
Beitrag zur Verbesserung des Mikro-
klimas sowie zur Förderung der Bio-
diversität geleistet. Parallel dazu setzt 
ILDEFONSO konsequent auf Kreis-
laufwirtschaft: Rund 20.000 Tonnen 
Aushubmaterial werden in Koopera-
tion mit Wienerberger für die Ziegel-
produktion wiederverwendet und im 
Projekt selbst eingesetzt. Darüber 
hinaus werden Abbruchmaterialien 
recycelt und teilweise direkt vor Ort 
wiederverwendet.

Energieeffiziente Bauweise re-
duziert C02-Ausstoß erheblich
Auch energetisch ist das Projekt 
zukunftsorientiert konzipiert. Zum 
Einsatz kommen unter anderem 
thermische Bauteilaktivierung, Wär-
mepumpen, Wärmerückgewin-
nungssysteme sowie Photovoltaik- 
anlagen.
Diese Kombination ermöglicht eine si-
gnifikante Reduktion von Energiever-

Spatenstich für Wohnbauprojekt 
ILDEFONSO in Wien-Favoriten

brauch und Emissionen: Im Vergleich 
zu konventionellen Bauweisen kön-
nen bereits in der Errichtung mehr als 
50 Prozent C02 eingespart werden.
Die ökologische Qualität des Projekts 
wird laufend wissenschaftlich beglei-
tet und evaluiert. 

Gemeinschaft und soziale Ver-
antwortung
Ein besonderer Fokus liegt auf dem 
gemeinschaftlichen Wohnen. 
Mit den Baugruppen WaleWi und Ko-
lokation wird ein aktives Miteinander 
bereits in der Planungsphase veran-
kert. 

Zusätzlich sorgen Kooperationen 
mit sozialen Organisationen wie der 
Volkshilfe sowie dem Verein „Das 
Band" dafür, dass auch Menschen 
mit Unterstützungsbedarf Teil dieses 
Wohnprojekts sind. 

Ein weiteres Highlight ist die 
Dachgestaltung 
Begrünte und wasserspeichernde 
Dachflächen, Photovoltaik und ge-

133 leistbare Wohnungen, konsequente Kreislaufwirtschaft und ein klarer  
Fokus auf klimafitte Stadtentwicklung
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meinschaftlich nutzbare Bereiche 
schaffen einen zusätzlichen quali-
tätsvollen Lebensraum über den Dä-
chern der Stadt.

Klimafit für morgen bauen
Auch ökologisch setzt das Projekt 
auf Substanz statt auf Dekoration. 
Tiefensonden, thermische Grundwas-
sernutzung, Bauteilaktivierung und 
eine Photovoltaikanlage bilden die 
Grundlage für ein weitgehend autar-
kes Energiesystem. Hinzu kommen 
unversiegelte Innenhöfe nach dem 
Schwammstadtprinzip, Fassaden-
begrünungen und Dachflächen mit 
Urban-Gardening-Zonen. Das sind 
keine grünen Accessoires für Rende-
rings, sondern konkrete Antworten 
auf eine Stadt, die dichter und heißer 
wird. Klimafit bauen heißt heute nicht, 
ein paar Bäume einzuzeichnen. Es 
heißt, Gebäude und Freiräume so zu 
planen, dass sie auch unter veränder-
ten Bedingungen funktionieren.

Starke Partnerschaften für 
leistbaren Wohnraum
Das Projekt ILDEFONSO wird in en-
ger Zusammenarbeit mit der Stadt 
Wien, dem wohnfonds_wien sowie 

FREIE
WOHNUNGEN:
Steiermark und 
Niederösterreich

8761 Pöls,  
Andreas Reingasse 10
3-Zimmerwohnung, 67 m2  
mit Garten, 90 m2

Miete € 547,50
Finanzierungsbeitrag € 1.700,00
HWB 60,6

2700 Wr. Neustadt
Gröhrmühlgasse 4-6
3 Zimmer mit Balkon ca. 71 m2

Miete brutto inkl. Heizung und 
einem Garagenplatz € 1.026,–
Finanzierungsbeitrag € 6.690,–
HWB 31,67

WBV-GPA – 
Unsere 
Wohnbauvereinigung

Bitte vereinbaren Sie Ihren 
persönlichen Beratungstermin von
Mo–Mi: 9.00 bis 15.00 Uhr
Do: 9.00 bis 17.00
Fr: 9.00 bis 12.00

1010 Wien, Werdertorgasse 9
wohnungsservice@wbv-gpa.at
Tel.: 01/533 34 14
www.wbv-gpa.at

zahlreichen Planer:innen und ausfüh-
renden Unternehmen realisiert. Diese 
Kooperationen bilden die Grundlage 
für eine nachhaltige und effiziente 
Umsetzung.

„Leistbarer Wohnraum entsteht nicht 
von selbst. Er ist das Ergebnis mutiger 
Entscheidungen, verlässlicher Rah-
menbedingungen und starker Part-
nerschaften. Mit dem Wohnquartier 
ILDEFONSO zeigen wir, wie sozialer 
Wohnbau, ökologische Verantwor-
tung und wirtschaftliche Effizienz zu-
sammen gedacht und umgesetzt wer-
den können", so der Geschäftsführer 
der WBV-GPA, Michael Gehbauer.

Mit ILDEFONSO realisiert die WBV-
GPA ein Wohnprojekt, das leistbaren 
Wohnraum mit ökologischer Verant-
wortung und sozialen Wohnformen 
verbindet und damit einen nachhal-
tigen Beitrag zur Stadtentwicklung in 
Wien leistet.

Christian Swoboda
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v.l.n.r.: techn. Gruppenleiter Hr. Radumilo (Swietelsky), Projektleiterin Fr. Stöttinger  
(GPA-Planung), techn. Geschäftsbreichsleiter Hr. Diesner (Swietelsky), Arch.in Kampusch 
(POS Architekten), Geschäftsführer Gehbauer (WBV-GPA), Eigentümervertreterin Fr. Fuhs 
(HAZET) und Geschäftsführer Berk (GPA-Planung)

ILDEFONSO – klimafit in die Zukunft
Auf einen Blick 
Adresse:
Kurbadstraße 7–11, 1100 Wien 
Geförderte Miet- und  
Baugruppenwohnungen:
133 Wohnungen (davon 44 SMART- 
Wohnungen) 
Baugruppenwohnungen:
45 Wohnungen (Walewi und Kolokation) 
Gewerbeflächen:
1 Geschäftslokal im Erdgeschoß, ca. 65 m² 
Stellplätze:
84 PKW-Stellplätze in der Tiefgarage 
Architektur:
POS architekten ZT gmbh 
Fertigstellung:
voraussichtlich November 2027

BEZAHLTE ANZEIGE/WOHNEN
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JETZT APP LADEN UND 
RICHTIG SPAREN!

DIE GPA-GUTSCHEIN-APP.  
Bestellen und sofort sparen mit deiner GPA! 
Spare als GPA-Mitglied mit der GPA-Gutschein-App von Getcards –  
über 4 % Rabatt bei SPAR, Interspar, Eurospar & SPAR Gourmet,  
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